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1 Behörden

1.1 Volksmotionen
---

1.2 Volksaufträge
---

1.3 Parlamentarische Initiativen
---

1.4 Aufträge
---

1.5 Motionen
---

1.6 Postulate
---

2 Staatskanzlei

2.1 Volksmotionen
---

2.2 Volksaufträge
---

2.3 Parlamentarische Initiativen
---

2.4 Aufträge

12. März 2008 Auftrag Fraktion FdP: Änderung Informations- und Datenschutzgesetz 
(InfoDG): Überprüfung der Weitergabe visuell aufgezeichneter Daten 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zu den notwendigen Ge­
setzesänderung vorzulegen, die die Weitergabe visuell aufgezeichneter Daten im Rahmen von § 16bis 
InfoDG einer zwingenden, unabhängigen Überprüfung unterstellt.

Erledigt.
Der Auftrag wurde mit den Änderungen des Informations- und Datenschutzgesetzes erfüllt (KRB Nr. 
RG 007c/2007 und 009/2008), in Kraft seit 01.11.2008 (RRB Nr. 2008/1516). Visuelle Überwach-ungen (§ 
16bis InfoDG) und die Weitergabe visueller Personendaten an Dritte (§ 16ter InfoDG) müssen vorgän­
gig dem Beauftragten für Information und Datenschutz zur Prüfung vorgelegt werden (Vorabkontrol­
le im Sinne von § 32 Abs. 1 Bst. h InfoDG). 

2. Dezember 2008 Auftrag Jakob Nussbaumer (CVP, Lohn-Ammannsegg): Neugestaltung 
Amtsblatt 

Der Regierungsrat wird beauftragt, eine Neugestaltung des Amtsblattes zu prüfen, eventuell mit ei­
nem Anhang der einzelnen Amteien und deren Gemeinden, mit wichtigen Mitteilungen mit dem Ziel, 
das Volk des Kantons Solothurn besser zu orientieren.

Erledigt.
Der Auftrag wurde vom Kantonsrat erheblich erklärt und gleichzeitig abgeschrieben (KRB A 015/
2008 vom 2. Dezember 2008).
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3. Dezember 2008 Auftrag Fraktion FdP: Nachhaltigkeits-Check bei politischen Vorlagen 
Der Regierungsrat wird beauftragt, nachhaltigkeitsrelevante Vorlagen an den Kantonsrat auch hin­
sichtlich ihrer Auswirkungen auf Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft zu beurteilen. Der Regierungsrat 
bestimmt die Art und Weise der Berichterstattung.

Unerledigt.
Die nachhaltigkeitsrelevanten Vorlagen werden definiert und eine Checkliste ist in Ausarbeitung.

2.5 Motionen
---

2.6 Postulate
---

3 Bau- und Justizdepartement

3.1 Volksmotionen
---

3.2 Volksaufträge
---

3.3 Parlamentarische Initiativen
---

3.4 Aufträge

9. November 2005 Neuer Autobahnzubringer zur A1 (Überparteilich)
Der Regierungsrat wird beauftragt, einen neuen Autobahnzubringer vom Niederamt an die A1 im 
Rahmen des Agglomerationsprogramms «Netzstadt AarauOltenZofingen» und des Sachplanes Verkehr 
zusammen mit dem Kanton Aargau weiterzuverfolgen und die REPLA OGG periodisch über den Stand 
der Arbeiten zu orientieren.

Erledigt.
Das Agglomerationsprogramm Aareland (Netzstadt AarauOltenZofingen) sieht für das Nieder-amt die 
Erarbeitung eines Raumentwicklungskonzeptes vor. Im Auftrag des Departementes hat das Amt für 
Raumplanung gemeinsam mit dem Amt für Verkehr und Tiefbau eine Steuerungsgruppe zu diesem 
Thema eingesetzt. Die Gemeinden sind mit den Gemeindepräsidien bzw. mit den Ressortverantwortli­
chen Bau/Planung vertreten. Die Steuerungsgruppe hat ihre Arbeiten am 2. Mai 2007 aufgenommen. 
Nach einer Analyse der Stärken und Schwächen der Region Nieder-amt hat die Steuerungsgruppe Leit­
sätze für die künftige Entwicklung dieses Raumes definiert. Das Thema Verkehr ist von den kommuna­
len Vertretern als prioritäres Handlungsfeld bezeichnet worden.
Für die Arbeiten an der Verkehrsstudie Niederamt ist ein Planungsbüro beauftragt worden. Die Aufga­
be lautete: Optimierung des Verkehrsnetzes unter Berücksichtigung der Gesamtstrategie Raument­
wicklung Niederamt. Methodisch gliederte sich diese Arbeit in drei Phasen: (1) Analyse des Verkehrsan­
gebotes und der Verkehrsstruktur, (2) Analyse der Projekte und Projektideen und (3) Machbarkeit und 
Bewertung der Lösungsansätze. Zum Vorgehen und zu den Zwischenresultaten der Studie ist regelmäs­
sig die Steuerungsgruppe konsultiert worden. An der Sitzung vom 11. Juni 2008 hat die Steuerungs­
gruppe vom Berichtsentwurf Kenntnis genommen.
Die nun vorliegende Studie untersucht die heutige Verkehrssituation im Niederamt, die Verkehrsent­
wicklung der letzten Jahre sowie die voraussichtliche zukünftige Entwicklung. Dabei wurden alle rele­
vanten Projekte und Projektideen auf ihre verkehrsmässigen Auswirkungen im Hinblick auf einen Refe­
renzzustand 2023 untersucht und beschrieben. Drei Handlungsalternativen stehen zur Diskussion: (1) 
Neubau einer direkten Strassenverbindung vom Niederamt zur Autobahn A1, (2) Aus- bzw. Umbau der 
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bestehenden Strassenverbindungen zur A1 und (3) Förderung von öffentlichem Verkehr und Langsam­
verkehr.
Der Neubau einer direkten Strassenverbindung vom Niederamt zur Autobahn A1 kann angesichts der 
hohen Kosten und der geringen Entlastungseffekte nicht als Lösungsansatz empfohlen werden. Für 
einen Aus- bzw. Umbau kommen die Verbindung Gretzenbach – Kölliken und Däniken – Walterswil – 
Oftringen in Frage. Strassenumbau bedeutet keine neue Linienführung, sondern gezielte bauliche Ein­
griffe im Ausserorts- und im Innerortsbereich (z.B. Kurvenbegradigungen bzw. Verkehrsberuhigungs­
massnahmen). Detaillierte Untersuchungen zu solchen Massnahmen fehlen heute im Wesentlichen 
noch. Erste Strassenumbauten wurden zudem bereits realisiert (z.B. Bereich Schulhaus Löchli in Däni­
ken) oder sind in Planung (z.B. Ortsdurchfahrt Gretzenbach, Trottoir Rothackerstrasse in Walterswil). 
Die Studie zeigt auch Ansätze für Verbesserungen im öffentlichen Verkehr, wobei die Potenziale noch 
näher zu untersuchen sind. Die Schwachstellenanalyse im Langsamverkehr zeigt, dass in diesem Bereich 
Handlungsbedarf besteht. Mit der Kombination der Ansätze Strassenumbau und Förderung von öf­
fentlichem Verkehr und Langsamverkehr kann – so das Fazit der Studie – die beste Wirkung erzielt 
werden: Nutzen für alle Verkehrsteilnehmer, Realisierungszeitplan in Abstimmung mit den finanziellen 
Rahmenbedingungen.
Die Steuerungsgruppe hat die Arbeiten an der Verkehrsstudie eng begleitet und am 29. Oktober 2008 
verabschiedet.

6. September 2006 Für mehr Sicherheit beim Bipperlisi (Irene Froelicher, FdP)
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Massnahmen, welche die Verkehrssicherheit im Zusammen­
hang mit der Bahn «Bipperlisi» erhöhen, raschmöglichst auszuführen.

Erledigt.
Die neue Lichtsignalanlage Baselstrasse / Obere Sternengasse ist in Betrieb. Bei der Durchfahrt der 
Bahn gehen sämtliche Verkehrsströme auf Rot. Zusätzlich ist auf der Baselstrasse ein LED Blinklicht 
«Achtung Strassenbahn» montiert. Die Baseltorkreuzung ist mit einer Lichtsignalanlage ausgerüstet, 
welche bei der Bahndurchfahrt die gleisequerenden Fahrzeuge stoppt. Der Fussgängerübergang Ro­
senweg wurde mit zusätzlicher Markierung und Absperrvorrichtungen abgesichert. Der Übergang wur­
de über längere Zeit mit Video überwacht. Zur Zeit werden die Aufnahmen ausgewertet. Der Fussgän­
gerübergang Rötistrasse / Schänzlistrasse wurde ebenfalls mit einer neuen Lichtsignalanlage ausgerüs­
tet. Mit dem Bundesamt für Verkehr laufen Abklärungen über die Möglichkeit, den Streckenabschnitt 
Baselstrasse St. Katharinen bis Josefskapelle mittels Drehlichter zu sichern. Im Weiteren wird die Reali­
sierung einer einseitigen Lichtsignalanlage St. Josefskapelle geprüft. Der Stadteinfahrende Verkehr 
würde bei der Bahndurchfahrt gestoppt. Schon früher wurde die Signalisation und Markierung im obi­
gen Abschnitt ergänzt.
Bahnseitig wurde am alten Rollmaterial die Beleuchtung verstärkt. Beim neuen Rollmaterial ist die Be­
leuchtung bereits standartmässig den neusten Anforderungen angepasst worden. Ebenfalls ist das 
Bremsverhalten bei den neuen Betriebswagen wesentlich verbessert worden.
Die vor dem Jahr 2008 ausgeführten Massnahmen sind dem Bericht per 31. Dezember 2007 zu entneh­
men. Weitere Massnahmen sind gemäss Regierungsratsbeschluss Nr. 2006/872 vom 2. Mai 2006 in den 
nächsten Jahren geplant.

26. Juni 2007: Globalbudget Strassenbau ER und IR: Sicherstellung der 
Substanzerhaltung der Kantonsstrassen (UMBAWIKO)

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn wird eingeladen, dafür zu sorgen, dass der Mitteleinsatz für 
Erhaltungsmassnahmen im Bereich des Kantonsstrassennetzes dermassen erhöht wird, dass die Anlage­
substanz auf längere Sicht keinen Wertverlust erleidet. Gemäss Studie der FHNW kann dieses Ziel nur 
erreicht werden, wenn jährlich 1,8 % des indexierten Anlagewertes von 1,8 Mia. Franken für die Sub­
stanzerhaltung eingesetzt werden (Indikator 215 im Globalbudget «Strassenbau»). Die Entwicklung 
des Strassenbaufonds ist jährlich im Rahmen des Integrierten Aufgaben- und Finanzplnes (IAFP) darzu­
legen.
Erledigt.



Bau- und Justizdepartement                                                                                                                                8  

Die Entwicklung des Strassenbaufonds wird im Rahmen des Integrierten Aufgaben- und Finanzplans 
jährlich dargelegt. Der Indikator 131 «Mitteleinsatz für Erhaltungsmassnahmen, bezogen auf den An­
lagenwert von 1,8 Mrd. Franken» wurde von > 1 % auf > 1,8 % erhöht. Es handelt sich um einen Dau­
erauftrag.

30. Oktober 2007 Energieleitbild für kantonale und durch den Kanton Solothurn 
subventionierte Bauten und Anlagen (Überparteilich)

Der Regierungsrat wird beauftragt, bis Mitte 2008 ein Energieleitbild für kantonale Bauten zu erstel­
len. In diesem Zusammenhang soll geprüft werden, inwieweit diese Vorgaben auch für die durch den 
Kanton subventionierten Bauten anwendbar sind.

Erledigt.
Das für alle kantonalen Bauten und das Immobilienmanagement zuständige Hochbauamt ist seit 2004 
im Qualitätsmanagement (nach ISO 9001) und seit 2005 im Umweltmanagement (nach ISO 14001) zer­
tifiziert. Es erarbeitet jährlich ein Umweltprogramm, das auch Energiesparmassnahmen beinhaltet. Im 
Rahmen der QM- und UM-Rezertifizierung im Jahr 2008 wurde für das Hochbauamt zusätzlich ein 
«Energieleitbild» in Kraft gesetzt. 
Für Neubauten gilt seitdem mindestens der Minergie-Standard; soweit technisch und wirtschaftlich ver­
tretbar wird darüber hinaus der Standard Minergie-P (Passivhaus) angestrebt. Für Umbauten, Sanierun­
gen und Unterhaltsmassnahmen gilt der Minergie-Standard mindestens für alle zu sanierenden Bautei­
le. 
Bei durch den Kanton subventionierten Bauten gelten mindestens die gesetzlichen Vorgaben. Soweit 
technisch und wirtschaftlich vertretbar wird darüber hinaus die sinngemässe Anwendung des HBA-
Energieleitbildes empfohlen.

31. Oktober 2007 Renovation und Umbau des Kantonsratssaals (Ratsleitung)
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Planung einer Sanierung des Kantonsratssaales weiter zu kon­
kretisieren. Der Kantonsrat soll dabei in geeigneter Form einbezogen werden.

Erledigt.
Am 22. April 2008 hat der Regierungsrat, im Rahmen eines Seminars, die geplante Vorgehensweise 
und Finanzierung für die Erneuerung des Kantonsratssaales zustimmend zur Kenntnis genommen. Am 
14. Mai 2008 hat der Kantonsrat zusätzlich die Ratsleitung beauftragt «Live-Übertragungen der Kan­
tonsratssessionen im Internet» zu ermöglichen.
Am 2. September 2008 hat eine Projektgruppe, bestehend aus Vertretern der Kantonsrats-Fraktionen 
und dem Ratssekretär, der Staatskanzlei, der Denkmalpflege, des Amtes für Informatik und Organisati­
on sowie des Hochbauamtes ein provisorisches Pflichtenheft verabschiedet. Mit einem geeigneten 
Wettbewerbsverfahren soll 2009 eine optimale Lösung gefunden werden. Die Baubotschaft ist für das 
Jahr 2010 vorgesehen, die Realisation im Jahr 2011. 

7. November 2007: Anpassung des Kapitels Telekommunikation VE-6.3. des kantonalen 
Richtplanes (Fraktion FdP)

Das Kapitel 6.3 Telekommunikation des kantonalen Richtplanes wird mit einem zusätzlichen Beschluss 
ergänzt. Dieser lautet wie folgt: VE-6.3.7 «Die Mobilfunkbetreiber optimieren Antennenstandorte in­
nerhalb der Bauzone vorgängig zum Baugesuchsverfahren in einem Dialog mit den Gemeinden (Kon­
sensualverfahren)».

Unerledigt.
Der Regierungsrat hat mit Regierungsratsbeschluss Nr. 1543 vom 11. September 2007 Stellung genom­
men und sich bereit erklärt, den Auftrag folgendermassen umzusetzen: Das Kapitel 6.3 Telekommuni­
kation des kantonalen Richtplans wird mit einem zusätzlichen Beschluss ergänzt. Dieser lautet wie 
folgt: VE-6.3.7 «Die Mobilfunkbetreiber optimieren Antennenstandorte innerhalb der Bauzone vor­
gängig zum Baugesuchsverfahren in einem Dialog mit den Gemeinden (Konsensualverfahren)». Das 
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Bau- und Justizdepartement hat - aufgrund der aktuellen Rechtssprechung durch das Bundesgericht - 
entschieden, das Kapitel Telekommunikation gesamthaft zu überprüfen. Es hat dazu eine kleine ver­
waltungsinterne Arbeitsgruppe eingesetzt. Die Ergebnisse werden bis Mitte 2009 vorliegen. In der Zwi­
schenzeit hat auch der Vorstand des Verbandes der Solothurnischen Einwohnergemeinden (VSEG) 
einen Antrag behandelt, für Standorte von Telekommunikationsanlagen das «Modell des Kantons Lu­
zern», welches Vereinbarungen zwischen Kanton und Mobilfunkbetreibern vorsieht, ebenfalls im Kan­
ton Solothurn einzuführen. Die Arbeitsgruppe wird sich auch damit befassen und dem Regierungsrat 
die entsprechenden Anträge unterbreiten.

7. November 2007 Aufnahme Konzept Busangebot Region Solothurn in das öV-Mehrjahres-
programm 2008-2009 (Überparteilich)

Der Regierungsrat wird beauftragt, das im Rahmen des Agglomerationsprogramms Solothurn erarbei­
tete Angebotskonzept für den öffentlichen Verkehr auf der Strasse dem Kantonsrat im Zusammen­
hang mit dem Mehrjahresprogramm Öffentlicher Verkehr 2008-2009 zu unterbreiten.

Erledigt.
Das optimierte Buskonzept Solothurn wurde mit dem Fahrplan 2009 (Fahrplanwechsel 14. Dezember 
2008) eingeführt.

12. März 2008 Prüfung der Neuorganisation erstinstanzlicher Strafgerichtsbarkeit 
(Fraktion SP/Grüne)

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Organisation der erstinstanzlichen Straf- und Zivilgerichtsbar­
keit umfassend zu überprüfen. Er prüft dabei namentlich, ob und allenfalls in welchem Umfang die 
Anzahl der (Straf- und Zivil-) Gerichte der Amteien zu reduzieren ist.

Unerledigt.
Der Regierungsrat hat für die Überprüfung der Organisation der erstinstanzlichen Straf- und Zivilge­
richtsbarkeit im Sinne des erheblich erklärten Auftrages eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Die Arbeiten 
der Arbeitsgruppe sind im Gang. Erste Ergebnisse sollen im Frühjahr 2009 vorliegen.

12. März 2008 Massnahmenplanung Hochwasserschutz (Fraktion FdP)
Das Kantonale Wasserbaukonzept soll im Frühjahr 2008 als Richtplananpassung behördenverbindlich 
erklärt werden. Gleichzeitig soll die aus dem Wasserbaukonzept resultierende erste Etappe der Mass­
nahmenplanung Hochwasserschutz für einen Zeitraum von acht Jahren im Sinne von Ziffer 3.5 dem 
Kantonsrat vorgelegt und mit der Umsetzung begonnen werden.

Erledigt.
Die Wasserbauplanung 2009 des Kantons Solothurn, RRB Nr. 2008/1511 vom 2. September 2008, wurde 
dem Kantonsrat vorgelegt und von diesem in der Dezember-Session genehmigt. Die Wasserbaupla­
nung wird jährlich nachgeführt.

12. März 2008 Verbesserter Hochwasserschutz im Niederamt und Olten 
(Überparteilich)

Der Regierungsrat wird beauftragt, ein Konzept «Hochwasserschutz Aare und Dünnern» auszuarbei­
ten, um die gefährdeten und bekannten Gebiete im Niederamt und der Stadt Olten vor weiteren 
Hochwassern zu schützen.

Unerledigt.
Als Teil der Wasserbauplanung 2009 des Kantons Solothurn, RRB Nr. 2008/1511 vom 2. September 
2008, ist das Wasserbauprojekt Hochwassersicherheit Aare, Abschnitt Olten bis Kantonsgrenze bei Aar­
au in Bearbeitung (Submission, Arbeitsvergabe mit RRB 2008/2296 vom 16. Dezember 2008).
In der Folge wird die Hochwassersicherheit der Dünnern in ca. 3 bis 4 Jahren angegangen werden. In­
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sofern ist der Auftrag noch nicht (ganz) erledigt.

28. Oktober 2008 Schaffung eines Klimafonds Solothurn (Überparteilich)
Wir beteiligen uns an der Projekterarbeitung für die Schaffung eines regionalen Klimafonds. Der re­
gionale Klimafonds hat zum Ziel, ein neben dem nationalen Emissionshandel funktionierenden und 
glaubwürdigen regionalen Emissionshandel zu lancieren. Die Beteiligung des Kantons an der Projek­
terarbeitung wird aufgrund konkreter Anfragen zu präzisieren und zu definieren sein. Die Federfüh­
rung für die Projekterarbeitung und die allfällige Führung eines regionalen Klimafonds liegt in den 
Händen Privater und/oder privatrechtlicher Organisationen.

Erledigt.
Dem Kanton ergeben sich aus dem überwiesenen Auftrag keine unmittelbaren Aufgaben. Der modifi­
zierte Auftrag sieht ein Engagement des Kantons erst vor, wenn seitens der Wirtschaft entsprechende 
Projekte vorliegen. Dessen ungeachtet haben aber anfangs 2009 Gespräche zwischen der Energiefach­
stelle, dem Amt für Umwelt und Vertreterinnen und Vertreter aus der Wirtschaft insbesondere aus 
dem Kreis der Erstunterzeichner des parlamentarischen Vorstosses über mögliche zielführende Modelle 
stattgefunden. Das Amt für Umwelt hat angeboten, mit der Organisation einer Informationsveranstal­
tung die Idee eines regionalen Klimafonds in einem interessierten Kreis zu diskutieren.

2. Dezember 2008 Umsetzung der Agglomerationsprogramme und Schaffung regionaler 
Trägerschaften (Fraktion CVP/EVP)

Der Regierungsrat wird aufgefordert, in einem Konzept aufzuzeigen, mit welchen regionalen Träger­
schaften die ausgearbeiteten Agglomerationsprogramme umgesetzt werden sollen. Im Weiteren soll 
der Regierungsrat prüfen, welche gesetzlichen Grundlagen für diese Trägerschaften benötigt werden 
und wie sich die Schaffung der Trägerschaften mit den Anliegen der Gemeindeautonomie und den 
sonstigen im Aufbau begriffenen regionalen Trägerschaften vereinbaren lässt.

Unerledigt.
Der Kantonsrat hat am 2. Dezember 2008 den Auftrag für erheblich erklärt. Unter der Federführung 
des Bau- und Justizdepartementes (Amt für Raumplanung) prüft eine breit abgestützte Arbeitsgruppe 
verschiedene mögliche Trägerschaftsmodelle und die sich in diesem Zusammenhang stellenden Fragen. 
Der Grundlagenbericht mit Vorschlägen zum weiteren Vorgehen soll bis Ende 2009 dem Regierungsrat 
zur Kenntnisnahme unterbreitet werden.

3.5 Motionen
---

3.6 Postulate

7. Mai 2003 Aufhebung der Spezialgerichte – Integration ins Verwaltungsgericht 
(Fraktion FdP/JL)

Der Regierungsrat wird beauftragt, zu überprüfen, ob und welche Spezialgerichte gemäss § 55 ff. Ge­
setz über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977 ins Verwaltungsgericht integriert werden kön­
nen. Namentlich seien erwähnt: das kantonale Steuergericht, die kantonale Schätzungskommission, 
die kantonale Rekursschätzungskommission, die kantonale Finanzausgleichsrekurskommission, die 
kantonale landwirtschaftliche Rekurskommission, u.a.m.
Ein entsprechender Abänderungsantrag der Kantonsverfassung und der Gesetzgebung ist dem Parla­
ment zu unterbreiten.

Unerledigt.
Die Überprüfung erfolgte, soweit die Finanzausgleichs-Rekurskommission, die Rekurs-Schätzungskom­
mission in Gebäudeversicherungssachen und die Kantonale Landwirtschaftliche Rekurskommission be­
treffend, durch die Arbeitsgruppe «Selbständige Gerichtsverwaltung». Die Abschaffung dieser drei Re­
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kurskommissionen war Bestandteil der Vorlage «Selbständige Gerichtsverwaltung», die Mitte 2004 
vom Kantonsrat und, soweit die erforderlichen KV-Änderungen betreffend, am 28. November 2004 
vom Volk beschlossen wurde. Soweit das Kantonale Steuergericht und die Kantonale Schätzungskom­
mission betreffend, hat der Regierungsrat eine spezielle Arbeitsgruppe zur Überprüfung eingesetzt. 
Die Arbeitsgruppe hat eine Vorlage erarbeitet, die 2009 in die Vernehmlassung geschickt werden 
kann.

17. März 2004 Massvolle Wasserrechtsgebühren (Fraktion FdP/JL)
Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Gebühren für den Bezug von landwirtschaftlich genutztem 
Wasser wie folgt anzupassen:
1. Die im Kanton Solothurn erhobenen Gebühren sollen in vergleichbarer Höhe wie die von 

Nachbarkantonen erhobenen Gebühren liegen.
2. Für die Bewässerung von landwirtschaftlichen Kulturen ist eine allenfalls nach Fläche abgestufte 

Pauschale einzuführen.
3. Für die jährlich wiederkehrenden Bewilligungen ist ein administrativ vereinfachtes Verfahren mit 

reduzierten Gebühren vorzusehen.
Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt.

Unerledigt.
Die Anliegen des Postulates werden im Rahmen der Revision der kantonalen Wasserrechtsgesetzge­
bung berücksichtigt. Das neue Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) ging im September 2006 
in die Vernehmlassung, welche per 31. Januar 2007 abgeschlossen wurde. 2007/2008 wurde der Geset­
zesentwurf überarbeitet und soll, nach der Beratung durch die UMBAWIKO und die FIKO, in der März­
session 2009 im Kantonsrat behandelt werden.

2. November 2004 Massnahmen gegen die zunehmende Verschmutzung des 
öffentlichenRaums (Barbara Banga, SP)

Der Regierungsrat wird aufgefordert, einen Ordnungsbussenkatalog zur kantonalen Abfallverordnung 
zu erlassen und die Polizeiorgane mit der Bussenerhebung zu ermächtigen.

Unerledigt.
2005 wurde im Sinne einer Präventivmassnahme die Littering-Kampagne «Aktion weniger Dräck» mit 
diversen speziellen Aktionstagen und Medienanlässen durchgeführt. Eine anschlies-sende Evaluation 
hat den erreichten Erfolg und den weiteren Handlungsbedarf aufgezeigt. 
Aufgrund der Evaluationsergebnisse ist für die Jahre 2006 – 2010 ein Massnahmenplan ausgearbeitet 
worden, welcher für jedes Jahr konkrete Schwerpunktthemen festlegt und zum Ziel hat, die durch die 
vergangene Littering-Kampagne erreichten Erfolge zu sichern. Dabei sind auch Vorschläge für die Ein­
führung von Ordnungsbussen Teil der Massnahmen und für das Jahr 2009 vorgesehen. Die gesetzli­
chen Voraussetzungen zur Einführung von Littering-Bussen auf kantonaler Ebene sind im neuen Ge­
setz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA) entsprechend vorgesehen worden. Erst nach Rechtskraft 
des GWBA kann konkret mit der Einführung eines Ordnungsbussenkataloges begonnen werden.
Die Ermächtigung der Polizeiorgane, bei Übertretungen des kantonalen Umweltrechts Bussen auf der 
Stelle gemäss Bussenliste zu erheben, ist dabei nicht als Ersatz für weitere Aufklärungs- und Präventiv­
massnahmen zu verstehen, sondern soll diese, wo sinnvoll ergänzen. 

6. Juli 2005 Unterzeichnung der Protokolle von Strafgerichtsverhandlungen
(Hans-Rudolf Lutz, SVP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, Botschaft und Entwurf zur Änderung der Strafprozessordnung vor­
zulegen. Diese soll dahingehend geändert werden, dass die Aussagen angehörter Personen auch in der 
Hauptverhandlung nicht nur ihrem wesentlichen Inhalt nach zu protokollieren sind (§ 114 Abs. 1 stop), 
sondern dass das Protokoll am Schluss der Befragung von der abgehörten Person zu lesen oder ihr vor­
zulesen ist und dass das Protokoll zu unterzeichnen ist. Unterzeichnet die abgehörte Person nicht, ist 
der Grund anzugeben, wenn er bekannt ist. Die Motion wird als Postulat erheblich erklärt.
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Unerledigt.
Nähere Überprüfung im Rahmen der Arbeiten für die Umsetzung der eidgenössischen Strafprozessord­
nung. Die Vorlage für die Einführungsgesetzgebung im Kanton Solothurn ging im Juni 2008 in die Ver­
nehmlassung und kann voraussichtlich noch im 2009 dem Kantonsrat unterbreitet werden.

4 Departement für Bildung und Kultur

4.1 Volksmotionen
---

4.2 Volksaufträge
---

4.3 Parlamentarische Initiativen
---

4.4 Aufträge

11. Mai 2005 Einführung von Schulverträgen in der obligatorischen Schulzeit        
(Fraktion FdP/JL)

Der Regierungsrat wird beauftragt, im Rahmen der flächendeckenden Einführung von Geleiteten 
Schulen die Voraussetzungen zu schaffen, dass in jeder Schulgemeinde den jeweiligen Verhältnissen 
angepasste Schulvereinbarungen zwischen Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen und Schülern, Eltern 
und Schulbehörden eingeführt werden. 

Erledigt.
Die Schulverträge werden als Teil des Rahmenkonzepts des Qualitätsmanagements für Kindergarten 
und Volksschule beschrieben. Das Element 5 "Gestaltung der Zusammenarbeit - Schulvereinbarung" 
umfasst Grundregeln für eine motivierende und geordnete Schulkultur und schafft Klarheit und Ver­
bindlichkeit, was zum Wohlbefinden in einer förderlichen Schulkultur beiträgt. Das Konzept wurde im 
Herbst 2007 in regionalen Veranstaltungen eingeführt. Das QM-Element 5 wird mit Pilotklassen getes­
tet und anschliessend eingeführt. Die flächendeckende Umsetzung ist bis spätestens im Jahr 2012 zu 
vollenden.

6. Dezember 2006 Änderung der Vollzugsverordnung zum Volksschulgesetz; 
Kompetenzen der Schulkommissionen (Fraktion FdP)

Der Regierungsrat wird eingeladen, die Vollzugsverordnung zum Volksschulgesetz und seine Praxis 
dazu im Bereich der Zuständigkeiten der kommunalen Fachkommissionen bzw. der Schuldirektionen 
so anzupassen, dass klar ersichtlich ist, für welche der in § 71, § 72 und § 73 des Volksschulgesetzes auf­
gelisteten Aufgabenbereiche sowohl Aufsichtsfunktionen als auch Entscheidkompetenz an eine Fach­
kommission oder an eine Schuldirektion übertragen werden können.

Unerledigt.
Das Departement für Bildung und Kultur hat unter Einbezug des Einwohnergemeindeverbands eine 
Problemanalyse erstellt. Der Aufbau des Systems "Geleitete Schule" wird per 31. Juli 2010 abgeschlos­
sen. Der in der Aufbauphase festgestellte Korrekturbedarf (Volksschulgesetz, Vollzugsverordnung zum 
Volksschulgesetz, Schulleitungsverordnung) soll auf den 1. August 2010 gesetzlich neu geregelt wer­
den.

14. März 2007 Änderung des Gesetzes über Ausbildungsbeiträge und der 
Vollzugsverordnung zum Gesetz (Fraktion SP/Grüne)

Der Regierungsrat wird ersucht Gesetz und Verordnung den veränderten Bedingungen anzupassen 
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und insbesondere die Bemessungsansätze zu erhöhen.

Erledigt.
Das Departement hat im Berichtsjahr Botschaft und Entwurf zu einer Änderung des Stipendiengesetzes 
ausgearbeitet. Diese Vorlage wurde vom Regierungsrat am 28. Januar 2008 zuhanden des Kantonsra­
tes verabschiedet. Der Kantonsrat hat mit Beschluss vom 11. März 2008 diesen Auftrag als erledigt ab­
geschrieben.

15. Mai 2007 Inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung der Sek-I-Reform 
(Heinz Müller, SVP) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung der Sek-I-Reform ge­
mäss den in Botschaft und Entwurf zur Änderung des Volksschulgesetzes (als Folge der Reform der Se­
kundarstufe I) erläuterten und in den an den Kantonsrat verteilten Zusatzinformationen verdeutlich­
ten inhaltlichen und organisatorischen Reformelementen, gemäss dem beschriebenen Kostenmodell, 
umzusetzen.

Unerledigt.
Mit RRB 2007/408 vom 12. März 2007  wurde dem Kantonsrat  die Projektorganisation zur Umsetzung 
der Reform der Sekundarstufe I skizziert. Die Anliegen des Auftrages sind als Rahmenbedingung inner­
halb der Projektbearbeitung zu beachten. Der Projektfortschritt läuft nach Plan.

30. Oktober 2007 Sprachkompetenz in der Berufsbildung (Verena Meyer, FdP)
Der Regierungsrat wird beauftragt, bei der Revision des kantonalen Berufsbildungsgesetzes Rahmen­
bedingungen zu schaffen, welche es den kantonalen Berufsbildungszentren ermöglichen, bei allen Be­
rufsschulklassen die Fremdsprache Englisch fest in die Stundentafel zu integrieren oder, wenn dies 
nicht möglich ist, im Rahmen von Freikursen anzubieten.

Erledigt.
Der Kantonsrat hat das neue Gesetz über die Berufsbildung am 3. September 2008 erlassen. Der Unter­
richt in der Berufsfachschule richtet sich nach den einschlägigen bundesrechtlichen Vorgaben für den 
jeweiligen Lehrberuf. Ab dem Schuljahr 2008/09 steht den Berufslernenden an den Berufsfachschulen 
unseres Kantons ein erweitertes Freifachangebot im Fach Englisch zur Verfügung.

12. Dezember 2007 Schaffung von Tagesschulen (Auftrag Fraktion SP/Grüne)
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zur Schaffung von Tages­
schulen im Kanton Solothurn zu unterbreiten. Dabei sind folgende Vorgaben zu berücksichtigen:
- Die Gemeinden gewährleisten für Schülerinnen und Schüler des Kindergartens und der Volksschule 

den Besuch von schul- und familienergänzenden Betreuungsangeboten wie Tagesschulen, Mittags­
tischen und Aufgabenhilfen, indem sie eine bedarfsgerechte Versorgung sicherstellen.

- Die Tagesschule umfasst den obligatorischen und fakultativen Schulunterricht sowie die Betreuung 
der Schülerinnen und Schüler über den Mittag und während der unterrichtsfreien Zeit.

- Der Besuch des Betreuungsangebots und des Mittagstisches ist freiwillig.
- Die Tagesschulen werden auf die Bedürfnisse der Kinder und Eltern und die Möglichkeiten der Ge­

meinde ausgerichtet.
- Die Gemeinden können für die Betreuungs- und Verpflegungskosten Gebühren vorsehen. Diese 

bemessen sich nach der Dauer der Betreuung, den finanziellen Verhältnissen der Eltern oder Erzie­
hungsberechtigten und der Grösse der Familie.

- Die Finanzierung des Angebots durch Eigenleistungen der Eltern oder Erziehungsberechtigten, der 
Gemeinden, der Wirtschaft und subsidiär durch den Kanton ist aufzuzeigen.

- Die Gemeinden sind in der Umsetzung autonom, sie vereinbaren mit den lokalen Anbietern Quali­
tätskriterien.
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Unerledigt.
Mit Beschluss vom 12. Dezember 2007 hat der Kantonsrat der auftragsähnlichen Volksinitiative "Famili­
enfreundliche Tagesstrukturen in den Solothurner Gemeinden" zugestimmt. Gleichzeitig wurde der 
Regierungsrat beauftragt, dem Kantonsrat innert 15 Monaten Botschaft und Entwurf zum Begehren 
der Volksinitiative zu unterbreiten und mit dem Auftrag "Schaffung von Tagesschulen" zu koordinie­
ren. Die BIKUKO hat an ihrer Sitzung vom 10. Dezember 2008 Botschaft und Entwurf zur Neubeurtei­
lung zurückgewiesen. Die Kommission ist der Meinung, dass der Finanzierungsmodus nochmals hinter­
fragt werden muss. Ausserdem sollen die pädagogischen Ansprüche für die Betreuung, die Minimal­
standards und die Schwelle der Gruppengrösse nochmals überprüft werden.

29. Oktober 2008 Anpassung Kantonsbeitrag an die Besoldungskosten der Musikschulen 
(Verena Meyer, FdP)

Das Departement für Bildung und Kultur wird beauftragt, die Anpassung der Staatsbeiträge an die 
kommunalen Musikschulen in die laufenden Arbeiten der Arbeitsgruppe kommunale Musikschulen 08 
einzubeziehen und dem Regierungsrat dazu einen Antrag vorzulegen. Anzupassen an die neuen Gege­
benheiten der Musikschule im Qualitätsmanagement sind sowohl die Höhe als auch der Verteiler der 
Staatsbeiträge.

Unerledigt.
Die paritätische Arbeitsgruppe Musikschulen erarbeitet zurzeit zu Handen des DBK Bericht und Antrag 
zur Formulierung gesetzlicher Grundlagen unter Berücksichtigung der Controlling-Unterlagen für den 
Bereich der Musikschulen. Der Bericht liegt im 1. Semester 2009 vor.

3. Dezember 2008 Wiedereinführung von Schulnoten auf allen Schulstufen 
(Thomas Eberhard, SVP)

Das Departement für Bildung und Kultur wird beauftragt, die Revision des Promotionsreglementes für 
die Volksschule unter Einbezug der Forderung, Schulnoten auf allen Schulstufen einzuführen, zu prü­
fen.

Unerledigt.
Als Folge der Sek-I-Reform ist das Promotionsreglement auf den 1. August 2010 zu revidieren. Im Sinne 
der Einheit soll die Wiedereinführung von Noten auf der Primarschulstufe auf den gleichen Zeitpunkt 
erfolgen, was zu einer Totalrevision des Promotionsreglements führt. 

3. Dezember 2008 Schaffung von genügend Ausbildungs- und Beschäftigungsplätzen für 
Behinderte Jugendliche (Urs Wirth, SP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Platzangebot an Ausbildungs- und Beschäftigungsplätzen für 
behinderte Schulabgänger von Sonderschulen zu überprüfen und gegebenenfalls - im Sinne der Ver­
besserung der Voraussetzungen zur beruflichen Integration - die notwendigen Massnahmen einzulei­
ten. Speziell seien dabei die Schnittstellen Schule, Ausbildung, Arbeit und Beschäftigung für Menschen 
mit Behinderung zu berücksichtigen.

Unerledigt.
Im Moment laufen auf Chefbeamtenebene und in Absprache mit Sonderschulen und Werkstätten Vor­
arbeiten für einen Optimierungsvorschlag. Dieser wird in die beiden bereits beschlossenen Bedarfspla­
nungen (Wohnheime/Werkstätten und Sonderschulen) eingebaut, so dass voraussichtlich ab 2010/2011 
eine konkrete Grundlage (Regierungsratsbeschluss) für die operative Umsetzung bestehen wird (neu 
ausgestaltetes Angebot). 

3. Dezember 2008 Ausbildungsmöglichkeiten und -unterstützung für nicht stufengerecht 
ausgebildete Lehrpersonen auf der Sekundarstufe I (überparteilich)

Der Regierungsrat wird beauftragt, zur Behebung des Mangels an stufengerecht ausgebildeten Lehr­
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personen auf der Sekundarstufe I folgende Massnahmen zu treffen:
1. Die Pädagogische Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz wird beauftragt, weiterhin ein 

berufsbegleitendes Aufbaustudium anzubieten, damit Primarlehrpersonen einen Abschluss als Sek-
I-Lehrperson erwerben können.

2. Der Kanton und die Gemeinden unterstützen Lehrpersonen, die dieses Aufbaustudium, analog 
dem Modell bei der ehemaligen SEREAL-Ausbildung, absolvieren möchten.

3. Der Regierungsrat nimmt Verhandlungen mit den Sozialpartnern auf mit dem Ziel, den Gesamtar­
beitsvertrag (GAV) dahingehend zu ändern, dass nicht adäquat ausgebildete Lehrpersonen in Zu­
kunft nach vier Jahren nicht mehr automatisch in ein unbefristetes Anstellungsverhältnis über­
führt, sondern in einem befristeten Anstellungsverhältnis belassen werden.

Unerledigt.
Eine namentliche Ist-Analyse wurde erstellt und der Ausbildungsbedarf erhoben. Für die Erlangung ei­
nes schweizerisch anerkannten Lehrdiplom muss berufsbegleitet mit einem Aufwand von acht Semes­
tern gerechnet werden. Der modular aufgebaute Studiengang lässt eine berufsbegleitete Ausbildung 
grundsätzlich zu, lässt sich aber kaum stundenplantechnisch realisieren. Verhandlungen mit der Päd­
agogischen Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz sind angelaufen. Geprüft wird auch, ob 
ein Spezialkurs zusammen mit den Partnerkantonen AG, BL und BS angeboten werden kann, was aber 
zu einem Diplom ohne schweizweite Anerkennung führte. Für berufsbegleitete Studiengänge ist mit 
erheblichen Kosten zu rechnen.

4.5 Motionen

4. Mai 2005 Systemänderung Subventionierung Besoldungskosten der Lehrkräfte 
(Fraktion FdP/JL)

Anstelle des bisherigen Systems der Subventionierung der Besoldungskosten der Lehrkräfte soll neu 
eine Abgeltung über Schülerpauschalen erfolgen. Der Regierungsrat wird beauftragt, eine entspre­
chende Vorlage auszuarbeiten, die den Systemwechsel vorsieht und die entsprechenden Gesetzesan­
passungen vorschlägt.

Unerledigt.
Das AVK hat per 31. Mai 2006 eine Voruntersuchung und Konzeption ausgearbeitet. Diese bildet die 
Grundlage gesetzlicher Anpassungen aus Sicht des DBK. Die Systemänderung ist allerdings in einen 
umfassenderen Rahmen der Staatsleistungen zu stellen und ist in Zusammenhang mit dem Auftrag 
Fraktion SP/Grüne: Neugestaltung Finanzausgleich (28. Juni 2006) zu stellen. Die Paritätische Kommissi­
on Kanton-Einwohnergemeinden hat am 10. September 2007 beschlossen, das Thema sei zwingend mit 
der Abschaffung des indirekten Finanzausgleichs sowie gleichzeitiger Einführung eines Sozialindexes 
zu bearbeiten. Zwischenzeitlich wurde von der paritätischen Kommission ein externes Büro beauftragt, 
eine Auslegeordnung über sämtliche Politikbereiche auszuarbeiten. Diese soll das Optimierungspoten­
zial aufzeigen und erste konkrete Schritte ermöglichen.

4.6 Postulate

20. Juni 2000 Subventionierung des 10. Schuljahres (Kurt Zimmerli, FdP/JL)
Der Regierungsrat wird gebeten, die notwendigen Grundlagen zu schaffen, dass die Eltern beim Be­
such des 10. Schuljahres angemessen beteiligt werden können, ohne dass die Subventionen des Kan­
tons verloren gehen.

Unerledigt.
Die organisatorische und finanzielle Führung des freiwilligen 10. Schuljahres wird in zweiter Priorität 
als Folgemassnahme auf die Strukturreform der Sekundarstufe I bearbeitet. Geplant ist die Angliede­
rung des 10. Schuljahres an die Berufsbildung. 
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17. Juni 2003 Wiedereinführung der Schulnoten ab der 2. Klasse der Primarschule 
(Michael Heim, CVP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen dahingehend abzuändern, dass in der 
Primarschule künftig bereits ab der zweiten Klasse Schulnoten gesetzt werden.
Unerledigt.
Zusammen mit anderen politischen Vorstössen, welche Beurteilung, Förderung und Selektion von 
Schülerinnen und Schülern zum Thema haben, wird auch die Frage nach der Notengebung ab 2. Klasse 
behandelt. Die PH der FHNW hat eine Expertise erstellt. Als Folge der Sek-I-Reform ist das Promotions­
reglement auf den 1. August 2010  zu revidieren. Im Sinne der Einheit soll die Wiedereinführung von 
Noten auf der Primarschulstufe auf den gleichen Zeitpunkt erfolgen, was zu einer Totalrevision des 
Promotionsreglements führt.

5. November 2003 Offensive für politische Bildung (Michael Heim, CVP)
Ich möchte den Regierungsrat bitten, die gegenwärtigen Instrumente im Bereich der politischen Bil­
dung zu prüfen und ein Paket von zusätzlichen oder neuen Massnahmen vorzuschlagen. Zu diesen 
Massnahmen könnten beispielsweise die folgenden gehören:
1. Moderne und innovative Schul- und Lernformen, um den Schülerinnen und Schülern Demokratie 

nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch zu vermitteln.
2. Polit-Tage an den Schulen. Diese könnten Präsentationen von Jungparteien, Podiumsdiskussionen 

mit Politikern oder Besuche von Parlamenten beinhalten.
3. Professionelle Erarbeitung eines modernen Lehrplanes und Umsetzung in einem attraktiven Lehr­

mittel.
4. Sicherstellung einer qualitativ hohen Aus- und Weiterbildung der Lehrpersonen.

Unerledigt.
Die PH FHNW hat einen Expertenbericht zur Thematik ausgearbeitet und den Handlungsbedarf aufge­
zeigt. Diese Erkenntnisse fliessen in die Entwicklung eines gemeinsamen D-CH Lehrplans (Lehrplan 21) 
ein. Im Frühjahr 2009 werden die Grundlagen vernehmlasst.  Die Vernehmlassung des ausgearbeiteten 
Lehrplans 21 ist auf die 2. Hälfte 2011 geplant, die Implementierung soll 2012 erfolgen.

11. Mai 2005 Leistungsvergleiche bzw. Querschnittsvergleiche (Fraktion FdP/JL)
Wir fordern vergleichbare kantonale Leistungstests für alle Schülerinnen und Schüler ab der 1. Klasse 
jeweils am Ende des Schuljahrs, analog den ehemaligen Examen. Die Resultate zeigen Kindern, Eltern, 
Lehrerinnen und Lehrern, wo sie bezüglich Lernzielerreichung im kantonalen Vergleich stehen. So stär­
ken wir das Wissen und das Selbstbewusstsein unserer Kinder. Es gilt, eine möglichst kostengünstige 
und einfache Form der Ausgestaltung zu finden.

Unerledigt.
Zusammen mit anderen politischen Vorstössen, welche Beurteilung, Förderung und Selektion von 
Schülerinnen und Schülern zum Thema haben, wird auch das Thema Leistungsmessungen bzw. Quer­
schnittvergleiche behandelt. Ausserdem gilt es, die EDK-Projekte «HarmoS» und 
«Leistungsmessungen» zu beachten. Die Kantone AG, BL, BS und SO haben eine gemeinsame Arbeits­
gruppe eingesetzt, um gemeinsame Leistungsmessungen durchzuführen. Die Vernehmlassung zum Bil­
dungsraum und HarmoS wurde Mitte Dezember 2008 gestartet und läuft bis Mitte 2009.

11. Mai 2005 Konzeptentwicklung zur Differenzierung von Förderung und 
Selektion (Fraktion SP)

Wir ersuchen den Regierungsrat, ein umfassendes Konzept zu erarbeiten, das die spezifischen Funktio­
nen von Förderung, Schülerbeurteilung und Selektion an der Volksschule klärt. Es soll aufzeigen, wie 
bzw. welche Massnahmen zur Umsetzung notwendig wären. Das Konzept soll unter dem Aspekt der 
Nachhaltigkeit erarbeitet und im Sinne der zeitgemässen gesellschaftlichen und erziehungswissen­
schaftlichen Entwicklungen realisiert werden. Es ist zu prüfen, ob dieses Konzept durch die Forschungs­
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abteilung der PH Solothurn erarbeitet werden kann.

Unerledigt.
Das Konzept wurde von der PH FHNW ausgearbeitet und fliesst in die Schulentwicklungsprojekte "Be­
reichern und Beschleunigen" sowie "Lernen 21+" des Bildungsraums ein Die Vernehmlassung zum Bil­
dungsraum und HarmoS wurde Mitte Dezember 2008 gestartet und läuft bis Mitte 2009.

5 Finanzdepartement

5.1 Volksmotionen
---

5.2 Volksaufträge
---

5.3 Parlamentarische Initiativen
---

5.4 Aufträge

14. März 2007 Spezialbestimmungen über den Finanzhaushalt auf Gesetzesstufe 
regeln (Roland Heim, CVP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, die vorgeschlagenen Verfassungsbestimmungen zur Einführung ei­
ner Defizit- und Steuererhöhungsbremse auf Gesetzesstufe zu regeln sowie das Gesetz über die Er­
schwerung von Ausgabenbeschlüssen in das ordentliche Recht (Kantonsratsgesetz) zu überführen, so­
fern das Volk dieser Gesetzesvorlage zustimmt.

Erledigt.
Der Kantonsrat hat am 29. August 2007 eine Änderung des Gesetzes über die wirkungsorientierte Ver­
waltungsführung und des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern zur Einführung einer Defi­
zit- und Steuererhöhungsbremse beschlossen (RG 085/2007). Diese ist am 1. Januar 2008 in Kraft getre­
ten. Das Gesetz über die Erschwerung von Ausgabenbeschlüssen wurde mit Wirkung auf den 1. Januar 
2009 in das Kantonsratsgesetz überführt (RG 102/2008). 

16. Mai 2007 Auflösung des Dienstverhältnisses von Kadermitarbeiterinnen und- 
mitarbeitern der kantonalen Verwaltung (GPK) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, zusammen mit den Sozialpartnern den Gesamtarbeitsvertrag in 
folgenden zwei Punkten zu ändern: 
1. Schaffung eines flexiblen und zeitgemässen Verfahrens zur Auflösung von Anstellungsverhältnis­

sen von Kadermitarbeiterinnen und -mitarbeitern.
2. Aufhebung der finanziellen Abgeltung des positiven Gleitzeitsaldos bei Kadermitarbeiterinnen 

und -mitarbeitern.
Sollte bis am 30. Juni 2008 keine Einigung erzielt werden können, wird der Regierungsrat beauftragt, 
dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zur Änderung des Staatspersonalgesetzes vorzulegen.

Erledigt.
Wir haben zusammen mit den Sozialpartnern für das oberste Kader folgendes ausgehandelt:
- Das Kündigungsverfahren wird vereinfacht, in dem auf eine Bewährungsfrist verzichtet werden 

kann, wenn wesentliche Gründe nach § 42 Abs. 4 des Gesamtarbeitsvertrages oder andere wichtige 
Gründe zur irreparablen Zerstörung des Vertrauensverhältnisses geführt haben.

- Ein positiver Gleitzeitsaldo kann nur finanziell abgegolten werden, wenn wegen ausserordentli­
cher Aufgaben vorübergehend Mehrarbeit geleistet werden muss, welche das zumutbare Mass 
überschreitet.
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- Der Leistungsbonus wird von heute durchschnittlich 2,5% auf 5% erhöht; damit wird die Bandbrei­
te für den individuell möglichen Leistungsbonus von bisher zwischen 0 bis 5% auf 0 bis 10% erwei­
tert.

Die neue Regelung gilt ab 1.1.2009.

16. Mai 2007 Qualitätssicherung im Bereich der Mitarbeiterbeurteilung in der 
kantonalen Verwaltung (GPK) 

Der Regierungsrat wird beauftragt, geeignete Massnahmen zur Qualitätssicherung im System der Mit­
arbeiterbeurteilung in der kantonalen Verwaltung zu ergreifen.

Unerledigt.
Wir haben der Fachhochschule Nordwestschweiz den Auftrag „MAB-LEBO PLUS, Qualitätsverbesserung 
und Qualitätssicherung bei den MAB-Prozessen in der Verwaltung des Kantons Solothurn“ erteilt. Die­
ser Auftrag beinhaltet drei Projektschritte:
- Bestandesaufnahme und Evaluation
- Weiterentwicklung der MAB-Prozesse
- Entwicklung eines Verfahrens zur Qualitätssicherung.
Eine vom Personalamt geleitete Projektgruppe mit Vertretern der Verwaltung, der Gerichte und der 
Spitäler sowie der Personalverbände begleitet das Projekt, welches im Herbst 2007 gestartet wurde. 
Die Bestandesaufnahme und Evaluation konnte mit  der Durchführung einer Grossgruppenkonferenz 
abgeschlossen werden. Ein Bericht der FHNW betreffend die Weiterentwicklung der MAB-Prozesse 
liegt vor; von der Projektgruppe wird zur Zeit eine Stellungnahme und Empfehlung zu Handen des Re­
gierungsrates ausgearbeitet. Die Entwicklung eines Verfahrens zur Qualitätssicherung wird im ersten 
Quartal 2009 abgeschlossen sein und in die vorerwähnte Stellungnahme zu Handen des Regierungsra­
tes einfliessen. Es ist vorgesehen, dass die Optimierungsmassnahmen per 2010 eingeführt werden.

12. Dezember 2007 "Standesinitiative: Wahrung der Steuerhoheit!"(Heinz Müller, SVP) 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat einen Vorschlag für eine Standesinitiative mit fol­
gendem Begehren zu unterbreiten:
Der Bund soll sich gegenüber der Europäischen Union (EU) gegen jegliche Einmischung in die Steuer­
hoheit des Kantons Solothurn verwehren. Auch Kompromisse mit der EU, welche eine Beschneidung 
der Steuerhoheit unseres Kantons zur Folge haben, sind abzulehnen!

Unerledigt.
Wir werden im Verlaufe des Jahres 2009 dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf unterbreiten.

12. März 2008 Gleichbehandlung der Staatsangestellten beim Beitrag an die 
familienergänzende Kinderbetreuung (Überparteilich) 

1. Der Regierungsrat wird beauftragt, im Zusammenhang mit der Ausarbeitung der Leistungsverein­
barung 2009-2011 eine Gleichbehandlung des Spitalpersonals innerhalb der Solothurner Spitäler 
AG für Beiträge an die familienergänzende Betreuung sicherzustellen.

2. Für den Zeitraum ab 1.7.2007-31.12.2008 wird der Regierungsrat beauftragt, mit der Solothurner 
Spitäler AG dafür zu sorgen, dass allfällige Benachteiligungen des Spitalpersonals gegenüber dem 
übrigen Staatspersonal ausgeschlossen werden.

3. Der Regierungsrat wird beauftragt, gesetzgeberisch tätig zu werden mit dem Ziel der Schaffung ei­
ner allgemeinen Regelung der finanziellen Unterstützung für familienergänzende Kinderbetreu­
ung.

Erledigt.
Die kantonsweite Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung durch finanzielle Beiträge 
wurde sowohl in der Verwaltung wie auch in der Solothurner Spitäler AG unter Wahrung der gefor­
derten Gleichbehandlung bzw. Vermeidung allfälliger Benachteiligungen fristgerecht realisiert. Die 
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entsprechende Verordnung zur Leistung finanzieller Beiträge an die familienergänzende Kinderbe­
treuung wird vom Regierungsrat anfangs 2009 verabschiedet.

26. August 2008 Steuerabzug für Beiträge an Sport und Kulturvereine (Fraktion FdP)
Der Regierungsrat wird aufgefordert, das Steuergesetz so anzupassen, respektive die Liste der 
gemeinnützigen Institutionen so zu ergänzen, dass der Abzug von Beiträgen an Sport- und 
Kulturvereine, welche Jugendförderung betreiben, als gemeinnützige Zuwendung möglich ist.

Unerledigt.
Das Steueramt entscheidet Gesuche von Vereinen und anderen Institutionen um Steuerbefreiung in 
Anwendung des geltenden Rechtes. Dieses lässt eine Änderung der Praxis ohne Gesetzesänderung 
nicht zu. Die Liste kann daher nicht erweitert werden. 
Wir werden dem Kantonsrat im Rahmen der nächsten Teilrevision des Steuergesetzes einen 
entsprechenden Entwurf zur Gesetzesänderung unterbreiten. 

5.5 Motionen
---

5.6 Postulate

25. Juni 2003 Spezialfinanzierung (Rolf Grütter, CVP) 
Der Regierungsrat wird hiermit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen für die Abschaffung aller Spe­
zialfinanzierungen und Fonds im Bereich der Rechnung des Kantons zu schaffen.

Unerledigt.
Das Finanzdepartement erachtet es als Daueraufgabe, die noch vorhandenen Spezialfinanzierungen zu 
hinterfragen und nach Möglichkeit aufzuheben. Zudem soll auch verhindert werden, dass neue Spezi­
alfinanzierungen eingerichtet werden. 
Mittelfristig nicht aufgehoben werden kann allerdings die Spezialfinanzierung „Strassenbaufonds“, da 
das Solothurner Volk in der Abstimmung vom 2. Juni 2002 einer  zweckgebundenen Erhöhung der Mo­
torfahrzeugsteuer um 15 % zur Finanzierung der Gesamtverkehrsprojekte Solothurn und Olten zu­
stimmte. Der Zuschlag wird solange erhoben, bis dass die Nettokosten der Umfahrungsprojekte durch 
den Zuschlag gedeckt sind, maximal aber während 20 Jahren.

5. November 2003 Arbeitsmarktzulage Polizeikorps (Fraktion SP) 
Der Regierungsrat wird eingeladen, auf den Besoldungen des Polizeikorps die Einführung einer Ar­
beitsmarktzulage gemäss § 7 Abs. 2 der Verordnung des Kantonsrats über die Besoldungen und die Ar­
beitszeit des Staatspersonals und der Lehrkräfte an kantonalen Schulen (BGS 126.51.1) zu prüfen.

Erledigt.
Gemäss § 10 des Gesamtarbeitsvertrages gehört es zu den Aufgaben der Gesamtarbeitsvertragskom­
mission, Lohnvergleiche durchzuführen. Im Bereich der Polizeilöhne liegen die Resultate eines detail­
lierten Lohnvergleiches zwischen den Polizeikorps in der Nordwestschweiz vor. Dieser Lohnvergleich 
zeigt, dass die im Kanton Solothurn bezahlten Löhne bei der Polizei auf dem Arbeitsmarkt konkurrenz­
fähig sind.

4. Mai 2005 Flexibilisierung Pensionierung für Angestellte des Kantons Solothurn 
(Fraktion FdP/JL) 

Die Angestellten des Kantons Solothurn werden mit 63.5 Jahren pensioniert. Wenn eine betriebliche 
Notwendigkeit nachgewiesen werden kann, sind Ausnahmen möglich. Diese Regelung entspricht nicht 
der heutigen Realität: Angestellte des Kantons können zwar vor dem Erreichen des jetzigen Pensionie­
rungsalters, also mit 63.5 Jahren in Pension gehen, de facto aber nicht länger als 63.5 Jahre arbeiten.
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Wir fordern deshalb die Anpassung der rechtlichen Grundlagen und die Einführung eines flexiblen 
Pensionierungsalters von 58 Jahren bis 67 Jahren.

Unerledigt.
Dieses Postulat wird im Rahmen des überparteilichen Auftrages Flexibilisierung der Altersgrenze für 
die Angestellten der kantonalen Verwaltung, der Solothurner Spitäler AG, der kantonalen und der 
Volksschullehrerschaft vom 27.08.2008 weiter bearbeitet.

5.7 Planungsbeschlüsse

11. März 2008 Integrierter Aufgaben- und Finanzplan (IAFP) (Finanzkommission) 
«Der Regierungsrat wird beauftragt, Massnahmen einzuleiten, die dazu führen, dass die Voranschläge 
der Finanzplanjahre 2009 bis 2011
- mindestens eine ausgeglichene Erfolgsrechnung
- einen Selbstfindanzierungsgrad von mindestens 100 % und somit
- keine Neuverschuldung
aufweisen.»

Unerledigt.
Für das Jahr 2009 konnte ein Voranschlag vorgelegt und vom Kantonsrat beschlossen werden, welcher 
die Vorgaben erfüllt (operativer Überschuss von 60,8 Mio CHF, Selbstfinanzierungsgrad 112%). Der 
IAFP 2010 – 13 und damit das Richtbudget für den Voranschlag 2010 wird zur Zeit erarbeitet. Daraus 
wird ersichtlich sein, ob der Planungsbeschluss auch im Zuge der Wirtschaftskrise für die Jahre 2010-13 
eingehalten werden kann bzw. welche Massnahmen dazu ergriffen werden müssen.

6 Departement des Innern

6.1 Volksmotionen
---

6.2 Volksaufträge
---

6.3 Parlamentarische Initiativen
---

6.4 Aufträge

2. Februar 2005 Steigerung des Kostendeckungsgrads der öffentlichen Spitäler           
(Fraktion FdP/JL)

Der Regierungsrat wird beauftragt, den Kostendeckungsgrad der öffentlichen Spitäler innert der 
nächsten 10 Jahre von heute ca. 60% auf mindestens 65% zu erhöhen.

Unerledigt.
Die Erledigung ist innerhalb der durch die Bundesgesetzgebung vorgegebenen Rahmenbedingungen 
nicht realisierbar. Am 1. Januar 2009 ist Art. 49a, Abs. 2 des revidierten KVG in Kraft getreten, wonach 
bei der Abgeltung der stationären Leistungen der kantonale Anteil mindestens 55% betragen muss 
(gemäss Übergangsbestimmungen spätestens ab 2017). Dies bedeutet für die bei der Berechnung der 
OKP-Tarife massgebenden anrechenbaren Kosten einen Basiskostendeckungsgrad von höchstens 45%. 
Der Gesamtkostendeckungsgrad kann nur unwesentlich darüber liegen, weil einerseits bei den ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen der Kostendeckungsgrad 0% beträgt und andererseits die Zusatzleis­
tungen für die Zusatzversicherten und die ambulanten Leistungen zwar einen Kostendeckungsgrad 
von 100% aufweisen (sollten), mengenmässig aber viel zu wenig ins Gewicht fallen.
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16. Mai 2006 Weniger Sozialhilfeausgaben durch Anreizsystem zur beruflichen 
Integration von Behinderten (Urs Wirth, SP)

Es sind konkrete Massnahmen zu prüfen und umzusetzen, um private Unternehmen, insbesondere 
KMU zu sensibilisieren, zu unterstützen und zu begleiten, damit sie vermehrt behinderte und leis­
tungsschwache Personen weiterbeschäftigen und neu beschäftigen. Im Weiteren wird der Regierungs­
rat beauftragt, zu prüfen, ob in den kantonalen Betrieben behinderte und leistungsschwache Personen 
vermehrt beschäftigt und mit welchen Massnahmen die Gemeinden für dieses Anliegen sensibilisiert 
und unterstützt werden können.

Erledigt.
Mit der fünften IV-Revision sind die Voraussetzungen von Bundes wegen geschaffen worden. Die IV-
Stelle des Kantons Solothurn nimmt sich der Problematik umfassend an. Der Regierungsrat hat den 
Aufgabenbereich der bisherigen Kommission für Gleichstellung der Geschlechter erweitert und die 
Kommission umbenannt in Kommission zur Förderung der Chancengleichheit. Diese Kommission hat 
den Auftrag zu prüfen, wie weit der Kanton als Arbeitgeber in der öffentlichen Verwaltung entspre­
chende Arbeitsplätze bereitstellen kann.

17. Mai 2006 Einführung eines Bonus-Malus-Systems für die Erhebung der 
Motorfahrzeugsteuer (Fraktion SP/Grüne)

Die Regierung wird beauftragt, die nötigen Gesetzes- und Verordnungsänderungen vorzulegen, um 
die Motorfahrzeugsteuer mit Hilfe eines Bonus-Malus-Systems zu differenzieren. Zu berücksichtigen 
sind dabei einerseits ökologische Kriterien (Schadstoff-Emissionen) wie auch Energie-effiziente An­
triebssysteme (z.B. Hybrid- und Elektroautos).

Unerledigt.
Vernehmlassungsverfahren für neues Steuersystem abgeschlossen (RRB Nr. 2008/589 vom 1. April 
2008).

30. Januar 2007 Schaffung eines überregionalen Spitalraums (Fraktion FdP)
Der Regierungsrat wird beauftragt, sobald die KVG-Revision beschlossen ist, bezüglich Spitalpolitik zu 
überprüfen, ob eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Kantonen Aargau, Basel-Landschaft, 
Basel-Stadt und Bern mit dem Ziel der Schaffung eines gemeinsamen Spitalraums unter dem revidier­
ten KVG ohne Mehrkosten für den Kanton Solothurn möglich ist.

Erledigt.
Am 21. Dezember 2007 wurde im Rahmen der KVG-Revision die freie Spitalwahl beschlossen. Per 1. Ja­
nuar 2012 wird – gesetzlich vorgegeben - nicht nur ein Spitalraum Nordwestschweiz entstehen, son­
dern ein Spitalraum Schweiz. Für den Kanton Solothurn ist der Spitalraum Schweiz bzw. die freie Spi­
talwahl mit Mehrkosten von rund 60 Mio. Franken verbunden, weil neu Kosten von Spitalbehandlun­
gen übernommen werden müssen, die zuvor von den Zusatzversicherungen bezahlt worden sind. Der 
Spitalraum Schweiz bringt eine Kostenumverteilung von den Zusatzversicherern zu Lasten des Kantons 
Solothurn von rund 60 Mio. Franken, ohne dass sich an den erbrachten medizinischen Leistungen et­
was ändern würde.

12. Dezember 2007 Einsammelaktion für Waffen aus Privatbesitz (Philipp Hadorn, SP)
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Durchführung einer Informationskampagne zu prüfen und die 
Zusammenarbeit mit weiteren interessierten Partnern zu suchen. Im Rahmen einer möglichen Orientie­
rung ist der Öffentlichkeit das bestehende Angebot zur freiwilligen Abgabe von Waffen in Erinnerung 
zu rufen und es sind bestimmte Berufsgruppen über das erwähnte neue Melderecht zu informieren.

Unerledigt.
Der Auftrag wird schrittweise umgesetzt. Im Februar 2009 wird eine erste grössere Informationskam­
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pagne erfolgen (Medienmeldung/ Internet-Auftritt der Polizei). Dabei wird die Gelegenheit benutzt, 
die Bevölkerung über die in der Zwischenzeit erfolgten Neuerungen in der Waffengesetzgebung zu in­
formieren.  Gleichzeitig wird der Bevölkerung angeboten, Waffen, an welchen man infolge der ver­
schärften Bedingungen den Besitz und das Eigentum aufgeben will, gebührenfrei bei der Polizei zu de­
ponieren. 
Bis Mitte 2009 werden in einem zweiten Schritt Ärzte (in Zusammenarbeit mit dem Kantonsarzt) und 
Inventurbeamte über ihre neuen Informationsrechte orientiert.

11. März 2008 Massnahmen im Bereich des Spracherwerbs erwachsener Migranten 
und Migrantinnen (Fraktion SP/Grüne)

Der Regierungsrat schafft die Grundlagen, dass neu eingewanderte Migranten und Migrantinnen in­
nerhalb des ersten Jahres ihres Aufenthalts obligatorische Sprach- und Integrationskurse besuchen.

Unerledigt.
Im Rahmen der finanziellen Mittel und personellen Kapazitäten werden Angebote laufend ausgebaut. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass ein Deutschobligatorium gegenüber Einwanderern und Ein­
wanderinnen aus der EU aufgrund der bilateralen Verträge nicht durchzusetzen ist.

25. Juni 2008 Eindämmung des übermässigen Alkoholkonsum durch Jugendliche 
(Fraktion CVP/EVP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, ein Massnahmenpaket (mit z.B. Konsumverbot) vorzulegen, um 
den übermässigen Alkoholkonsum von Jugendlichen unter 16 Jahren wirksam einzudämmen.

Unerledigt.
Im Jahre 2009 werden die kantonal gesetzlichen Grundlagen erarbeitet. Aufgrund der bestehenden 
Praxis übernimmt der Kanton das Bundespräventionsprogramm.

25. Juni 2008 Einführung eines kantonalen Impfprogrammes gegen den HPV-Virus 
bei Mädchen ab 11 Jahren (Annekäthi Schluep, FdP)

Der Regierungsrat wird beauftragt ein Kantonales Impfprogramm gegen den HPV-Virus bei Mädchen 
ab 11 Jahren einzuführen.

Erledigt.
Mit RRB Nr. 2008/1512 vom 2. September 2008 wurde der Vertrag zwischen dem Impfstoffhersteller Sa­
nofi Pasteur MSD AG, dem Gesundheitsamt des Kantons Solothurn und der Ärztekasse betreffend die 
Lieferung des Impfstoffes Gardasil einerseits sowie der Vertrag zwischen dem Gesundheitsamt des Kan­
tons Solothurn, der Gesellschaft der Ärztinnen und Ärzte des Kantons Solothurn und der Ärztekasse 
betreffend Durchführung des HPV-Impfprogrammes im Kanton Solothurn andererseits genehmigt. Seit 
Mitte September 2008 läuft das HPV-Impfprogramm. Per Ende 2008 sind bereits rund 2'000 Impfungen 
erfolgt.

25. Juni 2008 Kantonales Krebsregister (Fraktion SP/Grüne)
Der Regierungsrat wird beauftragt, ein kantonales Krebsregister zu führen, welches Statistiken zu 
Krebsinzidienz und -mortalität im Kanton Solothurn erstellt. Das Krebsregister stellt für ausgewählte 
Krebsarten Daten zur Verfügung, die eine Evaluation von Krebsbekämpfungsmassnahmen erlaubt. Das 
kantonale Krebsregister ist durch den Anschluss an ein bereits bestehendes Krebsregister anderer Kan­
tone zu realisieren.

Unerledigt.
Der Kanton Solothurn liess das Krebsregister an der Gesundheitsdirektorenkonferenz Nordwestschweiz 
vom 10. November 2008 traktandieren. Es wurde beschlossen, Abklärungen zu treffen und an der 
nächsten Konferenz am 9. Februar 2009 zu entscheiden, ob ein gemeinsames Krebsregister geführt 
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und eine Arbeitsgruppe gebildet werden soll.

3. September 2008 Verteilung der Integrationskosten (Heinz Müller, SVP)
Der Regierungsrat soll Grundsätze für eine Beteiligung an den Integrationskosten und die Art und den 
Umfang der Kostenbeteiligung festlegen.

Unerledigt.
Der Auftrag wurde in das Arbeitsprogramm 2009 aufgenommen.

28. Oktober 2008 Aktionsprogramm für die Jugendarbeit in den Vereinen 
(Fraktion CVP/EVP)

Der Regierungsrat erstellt eine Situationsanalyse über die Vereinsjugendarbeit und die offene Jugend­
arbeit im Kanton Solothurn und in den Einwohnergemeinden. Die Situationsanalyse soll aufzeigen, 
welche Probleme die Jugendvereine, die Jugendabteilungen der Vereine und Verbände sowie die Trä­
ger der offenen Jugendarbeit beschäftigen.

Unerledigt.
Die Vorarbeiten sind angelaufen, um die Untersuchung im Jahre 2009 gemeinsam mit einer Fachhoch­
schule zusammen durchzuführen.

6.5 Motionen
---

6.6 Postulate

6. Juli 2005: Steuerbefreiung für gasbetriebene Fahrzeuge (Alexander Kohli, FdP)
Die Regierung wird aufgefordert, gasbetriebene Fahrzeuge von der Motorfahrzeugsteuer für die Dau­
er von 2005 bis 2015 zu befreien.

Unerledigt.
Vernehmlassungsverfahren für neues Steuersystem abgeschlossen (RRB Nr. 2008/589 vom 1. April 
2008).

7 Volkswirtschaftsdepartement 

7.1 Volksmotionen
---

7.2 Volksaufträge
---

7.3 Parlamentarische Initiativen
---

7.4 Aufträge

6. Dezember 2006 Der Kanton Solothurn ergreift die Initiative für ein interkantonales 
Konkordat über ein Hundegesetz (Fraktion CVP/EVP)

Der Regierungsrat wird beauftragt, die im Rahmen der Nordwestschweizer Regierungskonferenz be­
reits initialisierten Verhandlungen für eine Harmonisierung der Vorschriften über Zucht, Handel, Hal­
ten etc. von Hunden allgemein und von Hunden des Typs Pitbull u.ä. im Speziellen voranzutreiben. 
Nach Erreichen einer entsprechenden Harmonisierung im Raum Nordwestschweiz ist möglichst eine 
schweizweite Harmonisierung anzustreben, soweit zwischenzeitlich nicht eine einheitliche Lösungsvari­
ante des Bundes vorliegt.



Volkswirtschaftsdepartement                                                                                                                            24  

Unerledigt.
An der Plenarsitzung der Nordwestschweizer Regierungskonferenz (NWRK) am 8. Juni 2007 in Solo­
thurn haben die Regierungen der Kantone der NWRK auf Antrag des Kantons Solothurn bzw. der be­
reits an der Plenarsitzung der NWRK 2006 eingesetzten Arbeitsgruppe Koordination Hundegesetzge­
bung zur Kenntnis genommen, dass die Regelungen betreffend Hundehaltung in den Kantonen der 
Nordwestschweiz (NWCH) im Grundsatz bereits heute in weiten Bereichen übereinstimmen, und sich 
darauf geeinigt, zur Gewährleistung einer künftig materiell möglichst weitgehenden inhaltlichen 
Übereinstimmung der Gesetzgebung und des Vollzugs im Bereich der Hundehaltung in den NWCH-
Kantonen im Sinne des Konvergenzprinzips generell alle kommenden Gesetzgebungs- bzw. -ände­
rungsvorhaben (auf Gesetzes- wie auf Verordnungsstufe) der einzelnen NWCH-Kantone in Sachen 
Hundehaltung vorweg im Kreise der Kantonstierärztinnen und Kantonstierärzte der NWCH-Kantone 
(erweiterte Regionalkonferenz der Kantonstierärzte der NWCH) zwecks Erarbeitung von einheitlichen 
Empfehlungen zu Handen der für den Erlass bzw. die Änderung der betreffenden Gesetze oder Ver­
ordnungen zuständigen kantonalen Organe vorberaten zu lassen. Ebenso sollen entsprechende Voll­
zugs- und Verfahrensfragen vorweg in der erweiterten Regionalkonferenz der Kantonstierärzte der 
NWCH thematisiert werden. 
Weiter sollen künftige Stellungnahmen der NWCH-Kantone in Vernehmlassungsverfahren des Bundes 
im Bereich der Hundehaltung im Sinne der Koordination und Gewährleistung einer möglichst einheitli­
chen Haltung der NWCH-Kantone vorweg in der erweiterten Regionalkonferenz der Kantonstierärzte 
der NWCH zwecks Erarbeitung von einheitlichen Empfehlungen zuhanden der für die Verabschiedung 
der Stellungnahmen der Kantone zuständigen kantonalen Organe beraten werden.
Die erweiterte Regionalkonferenz der Kantonstierärzte der NWCH erstattet jährlich über ihre diesbe­
zügliche Tätigkeit Bericht zuhanden der Plenarsitzung der NWRK.
Aktueller Stand: Die Kantone BS, BL und SO vollziehen weiterhin die Bewilligungspflicht von acht Ras­
sen. Diese Rassenliste wird regelmässig besprochen, ob sie reduziert oder erweitert werden soll; im Mo­
ment besteht kein kantonsübergreifender Änderungsbedarf. Der Kanton Bern prüft sein weiteres Vor­
gehen und der Kanton Aargau setzt in seinem Hundegesetz auf die Ausbildung der Hundehalter/in­
nen.
Auf Bundesebene wird aktuell eine Verfassungsänderung betreffend dem Hundewesen angesteuert. 
Es besteht aus Sicht der Kantonstierärzte und Kantonstierärztinnen kein Handlungsbedarf in den 
NWCH-Kantonen, diesem Gesetzgebungsverfahren vorzugreifen.

30. Januar 2007 Neugestaltung Finanzausgleich (Fraktion SP/Grüne)
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat im Verlauf der nächsten Legislaturperiode eine 
Vorlage zur Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs unter den Einwohnergemeinden zu un­
terbreiten. Die Vorlage soll den Stärken des bisherigen Systems, den Auswirkungen der erwähnten Re­
formprojekte und den Erkenntnissen der Aufgabenreform Kanton – Gemeinden Rechnung tragen. So­
fern zweckmässig soll sich die Neugestaltung an der Methodik der am 28. November 2004 gutgeheisse­
nen Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung Bund - Kantone ausrichten und eine 
Eliminierung des indirekten Finanzausgleichs anstreben.

Unerledigt.
Gemäss Stellungnahme des Regierungsrates wird der Auftrag im Verlauf der kommenden Legislatur 
2009 - 2013 in Angriff genommen. Nach Abschluss der Arbeiten zur Aufgabenreform (vgl. auch Motion 
Aufgabenteilung Peter Kofmel, FdP) soll gemäss Planung des Amtes für Gemeinden eine eigene Pro­
jektorganisation implementiert werden (voraussichtlich bis Ende 2009). Danach soll ab dem Jahr 2010 - 
2012 ein Konzept für einen neugestalteten Finanz- und Lastenausgleich erarbeitet und vorgelegt wer­
den.

30. Oktober 2007 Das Niederamt als Standort eines neuen Kernkraftwerks sichern          
(Überparteilich)

Der Regierungsrat wird beauftragt, sich im Rahmen seiner Kompetenz aktiv bei allen Beteiligten aller 
Ebenen für den raschen Bau eines Kernkraftwerks (Gösgen II) im Niederamt einzusetzen, um so ein po­
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sitives Signal zu setzen und einen Beitrag zur Schliessung der drohenden Stromlücke in der Schweiz zu 
leisten. Zudem wird er beauftragt, die straffe Durchführung des Bewilligungsverfahrens beim Bund 
und den Kantonen, insbesondere im Kanton Solothurn, zu unterstützen. Der Regierungsrat wird er­
sucht, in seiner Stellungnahme zu diesem Vorstoss auf folgende Fragen zu antworten:
Auf welche Art und Weise kann sich der Regierungsrat im Sinne des Auftrags einsetzen?
Welche Verfahren auf politischer Ebene und auf der Seite der Investoren sind im Sinne des Auftrages 
einzuleiten?

Unerledigt.
Am 10. Dezember 2007 fand unter der Leitung des Bundesamtes für Energie ein Kick-off Meeting mit 
den in einem künftigen Bewilligungsverfahren involvierten kantonalen Stellen, dem Bundesamt für 
Umwelt, dem Bundesamt für Raumentwicklung, Vertretern der ATEL, statt. Die Bundesbehörden infor­
mierten über die zeitliche Dimension des Rahmenbewilligungsverfahrens; die Vertreter der ATEL über 
den Stand der Arbeiten und ihre Bedürfnisse der Zusammenarbeit mit den kantonalen Stellen. So 
konnten insbesondere offene umwelt- und raumplanungsrechtliche Fragen erörtert und bereinigt wer­
den.
Am 9. Juni 2008 hat die Kernkraftwerk Niederamt AG, eine Projektgesellschaft der Atel Holding AG 
(Atel) (heute Alpiq Holding AG), beim Bundesamt für Energie das Rahmenbewilligungsgesuch für ein 
neues Kernkraftwerk im Solothurner Niederamt eingereicht. Mit dem Projekt will Atel (Alpiq Holding 
AG) einen wichtigen Beitrag zur langfristigen Sicherstellung der Schweizer Stromversorgung leisten. 
Über das Rahmenbewilligungsgesuch kann in letzter Instanz das Volk entscheiden.

31. Oktober 2007 Aufbau einer Fachstelle Bienenhaltung im Kanton Solothurn 
(Umbawiko-Ausschuss Landwirtschaft)

Der Regierungsrat wird aufgefordert, den Aufbau einer Fachstelle «Imkerei, Bienen und Bienenhal­
tung» im Kanton Solothurn zu prüfen. Eine Zusammenarbeit mit den Nachbarkantonen ist anzustre­
ben.

Unerledigt.
Die Arbeiten für den Aufbau einer Fachstelle Bienen sind abhängig vom künftigen Konzept für die Bie­
nenförderung in der Schweiz. Ein entsprechender Bericht liegt vor und erste Vorentscheide sind gefal­
len. Die Umsetzungsarbeiten sind aber noch im Gange und verschiedene Rahmenbedingungen sind 
noch nicht geklärt. Der Kontakt zu den Nachbarkantonen ist hergestellt.

26. August 2008 Änderung der Steuerungsgrössen im direkten Finanzausgleich
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat in der September-Session 2008 die Steuerungs­
grössen zum direkten Finanzausgleich 2009 zu unterbreiten, welche sich an den unter Ziffer 3.4.1 ge­
machten Ausführungen orientiert.

Erledigt.
Der Auftrag ist mit der KR-Vorlage vom 3. September 2008 (SGB 098/2008) erledigt worden.

7.5 Motionen

24. März 1993: Aufgabenteilung (Peter Kofmel, FdP)
Der Regierungsrat wird beauftragt, zusammen mit den Einwohnergemeinden die vor Jahren begonne­
ne Aufgabenreform energisch voranzutreiben.
Dabei sind fundamentale Reformen ins Auge zu fassen: Aufgabe, Verantwortung, Kompetenz und Fi­
nanzierungspflicht sind in der Regel der gleichen Körperschaft zuzuordnen.

Unerledigt.
Ausführliche Erläuterungen zu der bisherigen Entwicklung befinden sich im Geschäftsbericht 2007, p. 
359. Im Folgenden die Entwicklung des aktuellen Berichtsjahres: Anfangs 2008 wurde eine Umfrage 
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bei 23 Gemeinden durchgeführt. Ziel der schriftlichen Umfrage war es, bezüglich der Aufgabenteilung 
zwischen dem Kanton und den Einwohnergemeinden die hängigen Problemfelder aus Sicht der Ge­
meinden zu erheben. Im Juni 2008 hat die paritätische Kommission "Aufgabenreform" die Ergebnisse 
gesichtet und beschlossen, die Informationen in strukturierter Form vertieft aufbereiten zu lassen. 
Nach Konsultationen bei den fünf Departementen der kantonalen Verwaltung wird derzeit ein Exper­
tenbericht erstellt, der den Handlungsbedarf im Bereich Aufgabenreform aufzeigen soll.

7.6 Postulate
---
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